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BESCHLUSS

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des
Prasidenten
Dr. Gerhart HOLZINGER,

in Anwesenheit der Vizeprasidentin
Dr. Brigitte BIERLEIN

und der Mitglieder

Dr. Markus ACHATZ,

Mag. Dr. Eleonore BERCHTOLD-OSTERMANN,

Dr. Sieglinde GAHLEITNER und

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ

als Stimmfihrer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin

Dr. Kerstin BUCHINGER
als Schriftfhrerin,
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Uber den Antrag 1. der 3k 3k %k 3k ok k kok *******, sk k ok sk sk sk sk koo kosk ok sk sk ok sk sk ok k ***, %k %k %k %k ****’
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Fokdokdok dok | kxkx ek alle vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Michael E. Sallinger
LL.M., Sillgasse 21/Ill, 6020 Innsbruck, die Verordnung der Marktgemeinde Zirl
vom 6. Mai 2015 Uber die Erklarung einer Strale zur Gemeindestrale gemaR
§ 13 Tiroler StraBengesetz (Franz-Plattner-Strale Sid), kundgemacht durch
Anschlag an der Amtstafel von 18. Mai 2015 bis 3. Juni 2015, als gesetzwidrig
aufzuheben, in seiner heutigen nichtéffentlichen Sitzung beschlossen:

Der Antrag wird zurlickgewiesen.

Begriindung
I. Sachverhalt, Antrag und Vorverfahren

1. Die Antragsteller sind (Mit-)Eigentiimer des in EZ 2416 vorgetragenen Grund-
stlickes Nr. 354/4 bzw. des in EZ 1913 vorgetragenen Grundstiickes Nr. 354/1,
beide KG 81313 Zirl.

2. Am 6. Mai 2015 beschloss der Gemeinderat der Marktgemeinde Zirl gemal
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes vom 16. November 1988 lber die 6ffentlichen StraRen
und Wege (Tiroler StraBengesetz), LGBI. 13/1989 idF LGBI. 35/2006, (im Folgen-
den: Tir. StralRenG), folgende Verordnung, die durch Anschlag an der Amtstafel in
der Zeit von 15. Mai 2015 bis 3. Juni 2015 kundgemacht wurde:

Il§1

Erklarung zur Gemeindestralle

Die Teile der Grundstiicke Nr. 354/2, 354/6, 354/5, 354/4, 354/1, 356/3, 356/1
und 356/4 in erforderlicher Breite (laut beiliegendem Plan der Abteilung Infra-
struktur und Gebdudetechnik vom 15.05.2015) wird zur Gemeindestral3e erklart.

§2
Bezeichnung und Verlauf der Gemeindestralie

Die Gemeindestralle wird bezeichnet mit 'Franz-Plattner-StraRRe'.
Der Verlauf der GemeindestralRe ist in der planlichen Erlduterung (Beilage 1)
dargestellt.



§3

Benitzungsbeschrankungen

Benitzungsbeschrankungen nach § 4 Absatz 2 Tiroler StraBengesetz werden
nicht festgelegt.

§4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft.

[..]"

3. Die Antragsteller begehren die Aufhebung der angefochtenen Verordnung zur
Ganze und bringen im Hinblick auf ihre Antragslegitimation vor, dass sie "Eigen-
timer der von der angefochtenen Verordnung betroffenen Grundstiicke"
Nr. 354/4 bzw. 354/1, jeweils KG 81313 Zirl, seien.

4. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Zirl erstattete eine AuRerung, in der er
den Ausfiihrungen der Antragsteller entgegentritt.

5. Die Tiroler Landesregierung — Verfassungsdienst erstattete ebenfalls eine
AuRerung, in der sie den Ausfiilhrungen der Antragsteller entgegentritt und
beantragt, deren Antrag als unzuldssig zurlickzuweisen, in eventu als unbegriin-
det abzuweisen.

Il. Rechtslage

§ 13 Tir. StraBenG, LGBI. 13/1989 idF LGBI. 35/2006, lautet:

||§ 13
Widmung

(1) Die Erklarung einer StraRe zur GemeindestraRe erfolgt durch Verordnung der
Gemeinde.

(2) Zu GemeindestraRen konnen jene Strallen erklart werden, die Gberwiegend
a) fiir den ortlichen Verkehr der Gemeinde oder gréRerer Teile der Gemeinde,

b) fiir die Herstellung der Verbindung zwischen benachbarten Gemeinden oder
zwischen groReren Teilen der Gemeinde oder

c) fur eine ErschlieBung, die in einem o6rtlichen Raumordnungsinteresse der
Gemeinde gelegen ist,

von Bedeutung sind.

(3) Eine offentliche InteressentenstraRe, eine 6ffentliche Privatstralle nach § 34
Abs. 1 lit. b oder eine aufgelassene Bundes- oder Landesstrafle im Sinne des § 34
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Abs. 2 ist zur GemeindestraRe zu erkldaren, wenn diese StrafSe eine Verkehrsbe-
deutung nach Abs. 2 lit. a oder b hat.

(4) In der Verordnung Uber die Erklarung einer StraRe zur Gemeindestrae sind
ihre Bezeichnung und ihr Verlauf sowie allfdllige Beniitzungsbeschrankungen
nach § 4 Abs. 2 festzulegen.

(5) LandesstraRen diirfen nicht zu GemeindestralRen erklart werden.

(6) Wird eine private StraBe zur GemeindestraRe erklart, so steht der Gemeinge-
brauch erst ab dem Erwerb des Eigentums oder eines entsprechenden sonstigen
Verfligungsrechtes am Straflengrund durch die Gemeinde offen. Der Biirgermeis-
ter hat den Zeitpunkt des Beginnes des Gemeingebrauches durch Anschlag an
der Amtstafel der Gemeinde wahrend zweier Wochen bekanntzumachen."

lll. Erwagungen

1. Der Verfassungsgerichtshof hat seit den Beschlissen VfSlg. 8009/1977 und
8058/1977 in standiger Rechtsprechung den Standpunkt vertreten, die Antrags-
legitimation nach Art. 139 Abs.1 Z3 und Art. 140 Abs.1 Z1 lit. ¢ B-VG setze
voraus, dass durch die bekdampfte Bestimmung die (rechtlich geschiitzten)
Interessen des Antragstellers nicht bloR potentiell, sondern aktuell beeintrachtigt
werden mussen und dass der durch Art. 139 Abs. 1 Z3 und Art. 140 Abs. 1 Z3
lit. c B-VG dem Einzelnen eingerdumte Rechtsbehelf dazu bestimmt ist, Rechts-
schutz gegen rechtswidrige generelle Normen nur insoweit zu gewahren, als ein
anderer zumutbarer Weg hiefir nicht zur Verflgung steht (zB
VfSlg. 16.332/2001).

2. Den Antragstellern steht ein zumutbarer anderer Weg zur Geltendmachung
der behaupteten Gesetzwidrigkeit der angefochtenen Verordnung zur Verfi-
gung: Gemald § 13 Abs. 6 Tir. StrallenG steht der Gemeingebrauch einer privaten
Stralle, die zur GemeindestralRe erklart wurde, erst ab dem Erwerb des Eigen-
tums oder eines entsprechenden sonstigen Verfligungsrechtes am StraBengrund
durch die Gemeinde offen. Sollte hierliber keine Einigung mit den betroffenen
Grundstlckseigentiimern erzielt werden, kann ein Enteignungsverfahren nach
§ 61 ff. leg.cit. durchgefiihrt werden, welches gemall § 70 leg.cit. mit einem
Enteignungsbescheid abgeschlossen wird. Es steht den Antragstellern frei, gegen
einen allfalligen Enteignungsbescheid Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof
zu fihren, die Gesetzwidrigkeit der angefochtenen Verordnung geltend zu
machen und auf diese Weise eine gegebenenfalls von Amts wegen zu veranlas-
sende Uberpriifung der Verordnung auf ihre GesetzmaRigkeit zu erwirken (vgl.
VfSlg. 19.238/2010 mwN). Besondere Umstadnde, die das Abwarten eines Enteig-
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nungsverfahrens unzumutbar machen wiirden (vgl. etwa VfSlg. 9823/1983,
15.098/1998 und 16.031/2000), liegen nicht vor.

3. Der Antrag ist daher schon aus diesem Grund als unzuldssig zurlickzuweisen.

4. Diese Entscheidung konnte gemal} § 19 Abs. 4 erster Satz VfFGG ohne mindli-
che Verhandlung in nichtoffentlicher Sitzung getroffen werden.

Wien, am 10. Juni 2016

Der Prasident:
Dr. HOLZINGER

SchriftfGhrerin:
Dr. BUCHINGER

5von5



	Begründung
	I. Sachverhalt, Antrag und Vorverfahren
	II. Rechtslage
	III. Erwägungen


